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Positive Entscheidungen:

 Positive Entscheidungen:

 Entscheidungen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge

1. Anerkennung als “Asylberechtigter” nach Artikel 16a des Grundgesetzes 
(GG) 

2. die Anerkennung als “Flüchtling” nach § 3 Abs. 1 des 
Asylverfahrensgesetzes (AsylG).

3. Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter nach § 4 des 
Asylverfahrensgesetzes (AsylG) 

4. Die Feststellung von „nationalen“ Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 
oder 7 des Aufenthaltsgesetzes 



1. und 2.

Voraussetzungen für die Asyl- und Flüchtlingsanerkennung

Grundlage für die Anerkennung nach Art. 16 a GG und § 3 Abs. 1AsylVfG ist die 
Flüchtlingsdefinition der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK). 

Nach § 3 Abs. 1AsylVfG ist ein Flüchtling eine Person, die sich  „aus begründeter Furcht vor 
Verfolgung wegen ihrer , Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeugung 

Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe”

Der Bescheid:

Die Anerkennung als “Asylberechtigter” nach Artikel 16a des Grundgesetzes (GG)

Und die Anerkennung als “Flüchtling” nach § 3 Abs. 1 des Asylverfahrensgesetzes (AsylG). 

 Der Antragsteller wird als Asylberechtigter anerkannt.”

 oder

 Der Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wird abgelehnt.

 Dem Antragsteller wird die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt.”

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



1. und 2.

Rechte und Pflichten:

 Aufenthaltserlaubnis für 3 Jahre, Aufenthaltskarte und ein Flüchtlingspass

Integrationskurs:

 Verpflichtung zur Teilnahme an einem Integrationskurs, bis Niveau B1 mit Förderung

 Verpflichtungserklärung zur Teilnahme an einem Integrationskurs ist nur ein Jahr gültig

Arbeit:

 Erwerbstätigkeit ist gestattet, auch Selbständigkeit -unbeschränkter Arbeitsmarktzugang

 Unterstützung durch die Agentur für Arbeit (Berufsperspektive)

 Familiennachzug 
 https://familyreunion-syria.diplo.de/webportal/desktop/index.html#start

 Leistungen nach dem SGB 2

 Zuständig ist das Job Center Kabelkamp 1A,  30179 Hannover 

 Anmietung einer Wohnung

 Miete, Mietsicherheit und Erstausstattung

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge

https://familyreunion-syria.diplo.de/webportal/desktop/index.html#start


1. und 2.

Rechte und Pflichten:

 Staatliche Förderungen:

 Bafög, BAB(Berufsausbildung Beihilfe), Wohngeld, Leistungen für Bildung und Teilhabe

 Krankenversicherung

 Verlängerung des Aufenthaltstitels: 

 Niederlassungserlaubnis nach drei oder fünf Jahren möglich (Sicherung des 
Lebensunterhalts und ausreichende Deutschkenntnisse)

Wohnsitzauflage nach §12a AufenthG: 

 Alle anerkannte Flüchtlinge, die ihre Anerkennung nach dem 01.01.2016 erhalten haben, 
sind daran gebunden

Streichung der Wohnsitzauflage bei:

 Nachzug zur Ehefrau und zu minderjährigen Kindern

 Der Aufnahme einer versicherungspflichtigen Arbeitsstelle

 Der Aufnahme einer Ausbildung

 Der Beginn eines Studiums

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



3.

Die Voraussetzungen für die Anerkennung  sub. Schutz:

 Abs. 1 Nr. 1: Drohen der Verhängung oder Vollstreckung der Todesstrafe

 § 4 Abs. 1 Nr. 2: Drohen von Folter oder einer unmenschlichen oder erniedrigenden 
Behandlung oder Bestrafung

 § 4 Abs. 1 Nr. 3: ernsthafte individuelle Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
einer Zivilperson infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen bewaffneten Konflikts.

Der Bescheid:

 Der Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wird abgelehnt.

 Der Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wird abgelehnt.

 Der Antragsteller wird als subsidiär Schutzberechtigter anerkannt.

 Im Übrigen liegen Abschiebungsverbote nach § 60 des Aufenthaltsgesetzes nicht vor.“

 Rechtsmittel: 

 Innerhalb von zwei Wochen sollte eine Klage bei dem zuständigen 
Verwaltungsgericht einreicht werden.

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge

Die Anerkennung 
als 

subsidiär 
Schutzberechtigter

nach dem
§4 

des Asylverfahrensgesetzes 
(AsylG) 



Entscheidung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge

3.
Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter nach § 4 des Asylgesetzes (AsylG) 

Rechte und Pflichten:
 Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr
 Verlängerung: 

 jeweils zwei weitere Jahre
 Erwerbstätigkeit ist gestattet (unbeschränkter Arbeitsmarktzugang)

 Selbständigkeit ist nicht gestattet
 Leistungen nach SGBII 
 Integrationskurs
 Staatliche Förderungen:

 Bafög, BAB(Berufsausbildung Beihilfe), Wohngeld, Leistungen für Bildung und 
Teilhabe

 Familiennachzug ausgesetzt bis zum 16.03.2018

 Passpflicht



1., 2. und 3

Rechte und Pflichten:

Wohnsitzauflage nach §12a AufenthG: 

 3 Jahre Wohnsitzauflage - Anerkennungen ab 01.01.2016

 Ausnahmen:

 Nachzug zum Ehegatten, eingetragenen Lebenspartner oder minderjährigen Kind

 Arbeit /  15 Std. wöchentlich  

 Ausbildung Berufsausbildung

 Studium

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



1. , 2. Und 3.

§ 26 Aufenthaltsgesetz (Niederlassungserlaubnis)

Voraussetzungen:

 5 Jahre Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland

 Lebensunterhaltsicherung

 Deutschkenntnisse B1

 ausreichender Wohnraum

 Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung

 mindestens 60 Monate Pflichtbeiträge oder freiwillige Beiträge zur gesetzlichen 
Rentenversicherung

Ausnahme: gut integrierte anerkannte Asylberechtigte (§25,1) oder Flüchtlinge (§25.2) oder 
sub. geschütze Flüchtlinge nach 3 Jahren

Entscheidung des Bundesamtes für Migration 
und Flüchtlinge



4.

 Voraussetzungen für die Feststellung von anderen („nationalen“) Abschiebungsverboten 
nach § 60 Abs. 5  oder 7 AufenthG.,  Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 3 AufenthG. 

 bei 

 Verletzung der Menschenrechte und Grundfreiheiten der Geflüchtete festgestellt 
werden

 beispielsweise bei Verletzung der Religionsfreiheit

 “erhebliche konkrete Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit”, dieses 
Abschiebungsverbot besteht staatbezogen 

 Krankheiten, die im Herkunftsland nicht behandelbar oder nicht finanzierbar sind

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



4.

Der Bescheid

 Der Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wird abgelehnt. 

 Der Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wird abgelehnt.

 Der Antrag auf Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter wird abgelehnt 

 Das Abschiebungsverbot des § 60 Abs. 5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes liegt hinsichtlich … 
(z.B. Eritrea) vor. 

 Im Übrigen liegen Abschiebungsverbote nach § 60 des Aufenthaltsgesetzes nicht vor.“

 Rechtsmittel:

 Klage innerhalb 2 Wochen bei dem zuständigen Verwaltungsgericht einreichen

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge

Die Feststellung 
Von

„nationalen“ 
Abschiebungsverboten 

nach
§60 Abs. 5 oder 7 

des 

Aufenthaltsgesetzes



Die Feststellung von „nationalen“ Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 5 oder 7 des 
Aufenthaltsgesetzes 

 Rechte und Pflichten

 Aufenthaltserlaubnis für ein Jahr

 wiederholte Verlängerung möglich (solange die Voraussetzungen erfüllt sind)

 Integrationskurs

 Leistungen nach dem SGB 2

 Wohnsitzauflage

 Beschäftigung erlaubt

 Niederlassungserlaubnis nach fünf Jahren bei Sicherung des Lebensunterhalts und 
ausreichenden Wohnraum, Deutschkenntnisse)

 Familiennachzug – humanitäre Gründe, Ehe muss vor der Flucht geschlossen 
worden sein

 Ausreichender Wohnraum, Lebensunterhaltssicherung, Sprachkenntnisse 
der nachziehenden Person (Niveau A1)

Entscheidung des Bundesamtes für Migration und 
Flüchtlinge



Eine kleine Pause



Negative Entscheidungen des Bundesamtes für 

Migration und Flüchtlinge
Einfache Ablehnung:

 Für vollziehbar Ausreisepflichtige, die unter keinen Umständen für ein Bleiberecht 
in Betracht kommen und deren Ausreisedatum und Reisemöglichkeit feststeht, ist 
die Leistungsgewährung auf die Zeit bis zu diesem Datum zu befristen. 

 Nimmt der vollziehbar Ausreisepflichtige schuldhaft die Ausreisemöglichkeit 
nicht wahr, endet sein Anspruch nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
und ihm steht, bis zu seiner umgehend einzuleitenden Ausreise, nur noch 
der allgemeine Anspruch auf das unabdingbar Notwendige zu.



Duldung

 Rückseite:
 Auf dem Ausweis stehen 

beide Auflagen
 Wohnsitzauflage
 Residenzpflicht
 Wenn erlaubt –

Arbeitserlaubnis
 Roter Streifen

 Vorderseite:
 Vor- und Nachname 

Geburtsdatum
 Geburtsort
 Staatsangehörigkeit
 Anschrift
 Größe
 Aktenzeichen vom BAMF
 Foto



Negative Entscheidungen des Bundesamtes für 

Migration und Flüchtlinge
Einfache Ablehnung

Der Bescheid:

 Der Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wird abgelehnt. 
 Der Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wird abgelehnt.
 Der Antrag auf Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter wird abgelehnt 
 Abschiebungsverbote nach §60 Abs. 5 oder 7 des Aufenthaltsgesetzes liegen nicht 

vor. 

 Rechtsmittel:
 Klage innerhalb 2 Wochen bei dem zuständigen Verwaltungsgericht erheben



Negative Entscheidungen des Bundeamtes für 
Migration und Flüchtlinge

 offensichtlich unbegründet abgelehnte Asylanträge  

Der Bescheid:

 Der Antrag auf Anerkennung als Asylberechtigter wird als offensichtlich unbegründet 
abgelehnt. 

 Der Antrag auf Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft wird als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt.

 Der Antrag auf Anerkennung als subsidiär Schutzberechtigter wird abgelehnt. 
 Abschiebungsverbote nach §60 Abs. 5 oder 7 AufenthG liegen nicht vor.

 Der Antragsteller wird aufgefordert, die Bundesrepublik Deutschland innerhalb einer 
Woche nach Bekanntgabe dieser Entscheidung zu verlassen

 Der Antragsteller kann auch in einen anderen Staat abgeschoben werden, in den er 
einreisen darf oder der zu seiner Rückübernahme verpflichtet ist 

 Rechtsmittel:
 Klage innerhalb 1 Woche bei dem zuständigen Verwaltungsgericht erheben
 Eilantrag



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 
mit Duldung

1. Asylfolgeantrag

2. Änderung des Zwecks des Aufenthalts

3. Aufenthaltserlaubnis nach 25 V AufenthG.

4. Aufenthalt für gut integrierte Jugendliche 25 a AufenthG

5. Aufenthalt für langzeitgeduldete Familien und alleinstehende Menschen 25 b 
AufenthG

6. Anspruchsduldung - Aufenthaltserlaubnis nach §18a Abs. 1 AufenthG

7. Eingabe bei der Härtefallkommission 23 a AufenthG

8. Petition



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 
mit Duldung

1. Asylfolgeantrag:

Grundvoraussetzung ist, dass

 sich entweder die Sach- oder Rechtslage zugunsten des Antragstellers geändert hat,

 neue Beweismittel vorliegen oder

 sonstige Wiederaufnahmegründe bestehen (§71AsylVfG i.V.m. §51 VwVfG).

2. 
 Zweckwechsel des Aufenthalts

 z.B. Aufenthaltserlaubnis aus familiären Gründen
 Eheschließung, Geburt eines Kindes 



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 
mit Duldung

3.

 Aufenthaltserlaubnis nach 25 V AufenthG.
 Kann erteilt werden,  wenn die Abschiebung aus rechtlichen oder tatsächlichen 

Gründen unmöglich ist

 Bei nicht selbstverschuldeter Hinderung der Ausreise
 Im Besitz einer Duldung seit mindestens 18 Monaten
 Vorhandene soziale Bezüge zu Deutschland
 Krankheit 
 Identität muss geklärt sein
 Verwürzlung



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 
mit Duldung

4.
Aufenthalt für gut integrierte Jugendliche 25 a AufenthG:

soll erteilet werden, wenn

 sich der Geflüchtete seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer 
Aufenthaltsgestattung im Bundesgebiet aufhält,

 Der Geflüchtete seit vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht oder einen anerkannten 
Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,

 der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 21. Lebensjahres 
gestellt wird,

 Sich der Geflüchtete mit freiheitlichen demokratischen Grundordnung der 
Bundesrepublik Deutschland bekennt.

 Identität muss geklärt werden
 Lebensunterhaltsicherung



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 
mit Duldung

4.
 Aufenthalt für langzeitgeduldete Familien und  alleinstehende Menschen 25 b 

AufenthG

 Eine geduldete Familie muss sich in der BRD mindestens 6 Jahre aufgehalten 
haben.

 Eine geduldete Familie ohne Kinder muss sich in der BRD mindestens 8 Jahre 
aufgehalten haben.

 Nachweis über Deutschkenntnisse A2

 Nachweis über den Schulbesuch der schulpflichtigen Kinder 

 überwiegend Lebensunterhaltsicherung
 der Bezug von Wohngeld ist unschädlich

 Identität muss geklärt sein
 Straffrei oder unter 50/90 Tagessätzen sind unschädlich



Möglichkeiten der Aufenthaltsverbesserung 

mit Duldung

6.
Eingabe bei der Härtefallkommission:

Was ist die Härtefallkommission?
Die NDS HFK ist ein vom Innenminister berufenes Gremium mit Personen des öffentlichen 
Lebens (u.a. aus Kirchen, Kommunen, Verbänden, Wirtschaft und Ärzten). 

Die HFK prüft die besonderen individuellen Härtefallgründe, die einer Aufenthaltsbeendigung 
entgegen stehen. Stimmt die Kommission einer Härtefalleingabe zu, richtet sie ein 
Härtefallersuchen an den Innenminister. Der Innenminister entscheidet dann über die 
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis aus Härtefallgründen (§23 a Aufenthaltsgesetz).

 Aufenthaltsdauer 1 Jahr
 Identitätsklärung
 Passpflicht



Aufenthaltsgestattung / Duldung

7. 
Anspruchsduldung: (§60a Abs. 2 AufenthG)

 Altersbeschränkung bis 21 entfällt

 Bei vorzeitiger Beendigung der Ausbildung wird einmalig eine sechsmonatige 
Duldung zur Suche nach einer weiteren Ausbildungsstelle erteilt. 

 Bei erfolgreichem Abschluss der Ausbildung wird eine zweijährige 
Aufenthaltserlaubnis erteilt 

 erfolgt keine Weiterbeschäftigung beim bisherigen Ausbildungsbetrieb, wird die 
Duldung um sechs Monate zur Arbeitsplatzsuche verlängert.

 Die Aufenthaltserlaubnis nach §18a Abs. 1 AufenthG 
 Seit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 06.08.2016 haben Flüchtlinge mit 

einer Ausbildungsduldung nach §60a Abs. 2 S. 4 ff AufenthG nach erfolgreichem 
Ausbildungsabschluss einen Rechtsanspruch auf die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach §18a Abs. 1a AufenthG.



Aufenthaltsgestattung / Duldung

Soziale Leistungen: 

In den ersten 15 Monaten:
 Grundleistungen nach §§3-7 AsylbLG 
 Bildung und Teilhabe
 Verhütungsmittel
 §4 AsylbLG: nur eingeschränkte Gesundheitsleistungen
 Hebammenleistungen vor und nach der Geburt eines Kindes

Nach 15 Monaten:
 Leistungen nach dem  SGB XII 
 Gesundheitskarte, nur wenn „Dauer des Aufenthalts nicht rechtsmissbräuchlich 

beeinflusst“ wurde

Integrationskurse:
 Flüchtlinge aus Syrien, dem Irak, dem Iran, Eritrea und Somalia, die noch im 

Asylverfahren sind, dürfen an den Integrationskursen teilnehmen
 Achtung: Dublin-Fälle



Aufenthaltsgestattung / Duldung

 Praktika:

 vor Beginn eines Praktikums die Zustimmung der Ausländerbehörde einholen
 Nichtbetriebliche, das heißt schulische Ausbildungen, können ohne 

Arbeitserlaubnis absolviert werden

Ausbildung:

Begleitende Hilfen oder eine assistierte Ausbildung können schon nach drei Monaten 
Aufenthalt bewilligt werden 

Staatliche Förderungen:

 nach 15 Monaten, 
 Berufsausbildungsbeihilfe 
 Ausbildungsgeld.



Aufenthaltsgestattung / Duldung

Arbeit:
 Arbeitsverbot in den ersten drei Monaten

 Geflüchtete aus einem sichern HKL , die nach dem 31. August 2015 in der BRD 
eingereist sind, haben Arbeitsverbot

 Nach 15 Monaten: Beschäftigungserlaubnis ohne Vorrangprüfung aber mit  
Lohnprüfung  (BeschV Artikel 1)

 neu: Zeit- und Leiharbeit sind erlaubt! 

 Nach vier Jahren ist die Beschäftigung gestattet 



Aufenthaltsgestattung / Duldung

Arbeit:

 Für bestimmte Arten von Beschäftigung muss die Bundesagentur für Arbeit nicht 
zustimmen. Das sind insbesondere:

 eine Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf,

 ein Praktikum, das zum Studium oder zu einer schulischen Ausbildung gehört 
oder im Rahmen eines von der EU geförderten Programmes stattfindet

 die Teilnahme an einem Freiwilligen Sozialen Jahr oder dem 
Bundesfreiwilligendienst oder anderen gesetzlich geregelten 
Freiwilligendiensten

 die Arbeit bei Ehepartnern oder engen Verwandten wie Eltern oder Kindern, 
wenn man zusammen wohnt

 die Arbeit als sog. Hochqualifizierter, z.B. als Wissenschaftler mit besonderen 
Fachkenntnissen

Studium:



Aufenthaltsgestattung / Duldung

Leistungskürzungen:

bei Menschen, die

 zum Sozialleistungsbezug eingereist sind

 zur Ausreise verpflichtet und ihre Frist zur freiwilligen Ausreise überschritten haben 

 in einen anderen EU-Staat umverteilt wurden, sich aber in Deutschland aufhalten 

 im Asylverfahren oder bei bestehender Ausreisepflicht ihren Mitwirkungspflichten 
nicht nachkommen sind

 bereits in einem anderen EU-/Dublin-Staat einen Schutz zuerkannt bekommen haben 



Fragen?

Vielen Dank für eure 
Aufmerksamkeit

http://www.asyl.net/arbeitshilfen-publikationen/arbeitshilfen-zum-aufenthalts-
und-fluechtlingsrecht/informationsblatt-anhoerung/
http://www.einwanderer.net/willkommen/
https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/

http://www.asyl.net/arbeitshilfen-publikationen/arbeitshilfen-zum-aufenthalts-und-fluechtlingsrecht/informationsblatt-anhoerung/
http://www.einwanderer.net/willkommen/
https://www.nds-fluerat.org/leitfaden/

